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4 Experimentierfreuciiges Europa 
Der starre Nationalstaat in der heutigen Form kann in einer vernetzten Welt immer mehr Probleme nicht 
mehr lösen. Europa hat das Zeug, sich als Experimentierfeld neuer dynamischer politischer Einheiten 
zu bewähren. Dafür braucht es freilich Mut - und eine Abkehr von etablierten Institutionen. 

von Bruno S. Frey 

Die europäische Einigung baut auf terri

torialen Nationalstaaten auf - diese 
Feststellung ist offensichtlich und wird ge
meinhin als selbstverständlich betrachtet. 

So hat der Präsident der Kommission der 
Europäischen Union (EU), Jose Manuel Bar
roso, jüngst einen «Plan für eine Föderation 

von Nationalstaaten» vorgelegt.' Ähnlich 
schlägt die «Zukunftsgruppe» der Aussen
minister von EU-Staaten in ihrem Bericht 

vom September 2012 eine Weiterentwick
lung bzw. Stärkung der EU im Rahmen der 
bestehenden Nationalstaaten vor. 2 Die EU 

- ein neuer, echter Staatenbund? 
Ich möchte in meinem Beitrag auf eine 

andere, bisher kaum bedachte und frucht

barere Möglichkeit eines zukünftigen Eu
ropas hinweisen . Fruchtbarer deshalb, weil 

Die europäische 

Einigung muss 

von den zu lösenden 

Problemen ausgehen. 

sie der Vielfalt und der Freiheit wesentlich 
besser entspricht . Und kaum bedacht, weil 
sie sich ausserhalb der Modelle bewegt, die 

in Brüssel, Frankfurt, Paris und London 
diskutiert werden . 

Meine Vorschläge lassen sich in drei 

Thesen zusammenfassen : 3 

1. Die Nationalstaaten bestimmen zwar 
weiterhin den europäischen Einigungs

prozess, doch bedürfen sie der Flexibili
sierung. 
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2 . Die Einigung muss von den zu lösen

den Aufgaben ausgehen, weil sich viele an
stehende Probleme nicht mehr im Rahmen 
reiner Nationalstaaten lösen lassen; die 

künftigen politischen Einheiten müssen 
sich neu entsprechend bilden . Ich nenne 
sie Endogene Politische Einheiten (EPE). 

3. Diese neuen Einheiten können 
schrittweise eingeführt werden . Politik 
vollzieht sich im Rahmen eines flexiblen 

und dynamischen Netzes, das der Vielfalt 
Europas gerecht wird. 

Welchen Zweck hat die europäische 

Einigung? In der Entwicklung hin zur heu
tigen EU lassen sich zwei Stränge unter
scheiden : zum einen das politisch orien

tierte Friedensprojekt und zum anderen 
das wirtschaftlich orientierte Freihandels
projekt. Im Europa des Jahres 2013 stellt 
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krieg sind rund 10 Millionen Soldaten ge
fallen, davon in Deutschland 2 Millionen, 
in Österreich-Ungarn 1,5 Millionen und in 

Frankreich 1,3 Millionen. Daneben ist eine 
riesige Zahl von Zivilpersonen zu Tode 
gekommen . Der zweite Weltkrieg hat ge

mäss Schätzungen bis zu 60 Millionen Le
ben gekostet. 

In Europa haben weitsichtige Staats

männer wie Robert Schumann, Jean Mon
net, Alcide De Gasperi oder Luigi Einaudi 
ein Friedensprojekt auf den Weg gebracht, 

sich ernsthaft die Frage, ob die heutigen das zukünftige Kriege verhindern sollte. 
Institutionen diese Zwecke künftig erfül- Sogar der Engländer Winston Churchill hat 
len können . 

Frieden in Europa 

Die Konzeption der Nationalstaaten 

hat im 19. Jahrhundert erhebliche Fort
schritte gebracht. Besonders wegweisend 

ist die Idee der Verfassung als grundlegen

des staatliches Konzept, an die sich die 
drei staatlichen Gewalten (Parlament, Ex
ekutive und Judikative), nichtstaatliche 

Organisationen und die Einwohner zu hal
ten haben. Damit einher geht der Rechts
staat und die Gewaltenteilung, die durch 

checks and balances dlie Freiheit der Bür
ger schützen . 

Im 20 . Jahrhundert haben jedoch die 

Nationalstaaten zu Katastrophen in Form 
zweier Weltkriege geführt . Im Ersten Welt-

in seiner Rede vom 19. September 1946 an 

der Universität Zürich dazu aufgerufen 
( «Let Europe arise!» ). Unglücklicherweise 
hat er den Ausdruck «the United States of 

Europe» verwendet . 
Das Frankreich von Charles de Gaulle 

und das Deutschland von Konrad Ade

nauer haben die ersten Voraussetzungen 
für europäische Institutionen geschaffen, 
mit deren Hilfe Friede zwischen den Natio

nalstaaten gesichert werden sollte. Die bei
den grossen Staatsmänner waren insofern 
Kinder ihrer Zeit, als sie wie selbstver

ständlich von der Nation als handelnder 
Einheit ausgingen . 

In bezug auf das politisch orientierte 

Friedensprojekt ist auf drei wichtige Pro
bleme hinzuweisen : 
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- Gemeinhin nehmen die EU und ihre Vor
läufer für sich in Anspruch, den Frieden 

zumindest im Kern Europas bewahrt zu ha
ben. Das mag sein, jedoch lässt sich ebenso 
gut argumentieren, dass der europäische 

Einigungsprozess nur möglich war, weil 
Frankreich und Deutschland Frieden ge
schlossen haben . 

- Die europäischen Institutionen haben 
keinen merklichen Beitrag zur Lösung in
nerstaatlicher Konflikte geleistet, wie sie 

sich in Bürgerkriegen wie in Nordirland 
oder Spanien entluden . 
- Die europäischen Institutionen sind 

durch ein Demokratiedefizit gekenn
zeichnet. Die Wochenzeitschrift «The 
Economist» titelte vor einem Jahr etwas 

hämisch : «An ever deeper democracy de
ficit» - womit sie natürlich auf Jacques 
Delors' Vorstellung einer «ever deeper Eu-

Die politischen Grenzen 

sollen sich endogen -

also von innen nach aussen -

anpassen. 

ropean integration» anspielt. Die EU kann 
sicherlich nicht als eine politische Institu

tion bezeichnet werden, die für das 21. 

Jahrhundert Vorbildlichkeit beanspru
chen kann. Sie ist, wie Max Haller an

merkte, ein eindeutiges Elitenprojekt, an 
dessen Teilnahme die Bürger weitgehend 
ausgeschlossen sind, • und es werden kei

nerlei Neuerungen eingeführt, die der 
heutigen Kommunikationstechnologie, 

etwa Volksabstimmungen mittels Inter

nets, entsprechen . 
Das politische Einigungsprojekt ist so

mit etwas weniger glanzvoll, als es auf den 

ersten Blick erscheint. 

Freihandel in Europa 

Das zweite europäische Projekt ist 
wirtschaftlicher Natur und kann ebenfalls 
als grosse Leistung bezeichnet werden. Die 

Schaffung des gemeinsamen Marktes hat 
Handelshemmnisse zwischen den Natio-
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nalstaaten wesentlich abgebaut und teil
weise sogar völlig beseitigt. Dieser Fort

schritt wurde jedoch mit hohen Kosten 
erkauft, die in dreierlei Weise anfallen : 
- Die europäische Bürokratie in Brüssel 

hat eine kaum mehr überschaubare Zahl 
von Regulierungen urnd Direktiven erlas
sen . Der britische Think Tank «Open 

Europe» berechnet, dass die seit 1957 er
lassenen Rechtsnormen 667 ooo Seiten 
umfassen. Heute gellten davon 170 ooo 

Seiten, wovon 100 ooo Seiten in den letz
ten zehn Jahren entstanden. Werden die 
Seiten des heute bestehenden Acquis com

munautaire aufeinandergeschichtet, er
gibt sich ein Stoss von 44 Metern, also bei
nahe der Höhe der Nelson-Säule auf dem 

Trafalgar Square. 
- Harmonisierung und damit Uniformie
rung hat in vielen Biereichen der Wirt

schaft den Wettbewerb ersetzt. 5 Vor einer 
derartigen Zentralisierung Europas hat 
schon der deutsche Ökonom Wilhelm 

- neuartige politische Einheiten notwendig, 
die sich an den zu lösenden Problemen ori

entieren. Am Anfang steht der Zweck - und 
nicht gegebene politische Grenzen . Dies 
führt zu einer neuen Art von Zusammen

schlüssen, die dem europäischen Ideal ge
rechter werden als der eingeschlagene Weg. 

Es ist sinnvoll, zuerst die zu bewälti

genden Probleme zu identifizieren und an
schliessend dafür geeignete politische Ein
heiten zu schaffen . Somit wird hier 

vorgeschlagen, den heute üblichen Weg -
Behandlung der Aufgaben innerhalb der 
bestehenden nationalen Grenzen - umzu

kehren : Die politischen Grenzen sollen 
sich endogen - also von innen nach aussen 
- anpassen, damit die bestehenden Aufga

ben möglichst effektiv gelöst werden 
können . Je nach Problem können diese 
Einheiten grösser oder kleiner als die be

stehenden Nationalstaaten sein . Nur zu
fällig hat eine bestehende Nation gerade 
die für die notwendige Aufgabe geeignete 

Röpke ausdrücklich gewarnt. territoriale Ausdehnung . Diese Endoge
- Anstelle flexibler Angebote für neue Bei- nen Politischen Einheiten (EPE) unter
trittsländer wird nach dem rigiden Prinzip scheiden sich auch von den europäischen 

von «ganz oder gar nicht» die vollständige Regionen, weil deren Grenzen weitgehend 
Übernahme des Acquis communautaire durch historische Zufälligkeiten bestimmt 
verlangt - als wären die darin enthaltenen sind . 

Vorschriften das einzig Richtige . Die Politische Ökonomie lehrt uns, 
Ein weiterer Punkt kommt hinzu, der 

damit nur indirekt zusammenhängt. Die 

monetäre Einigung sollte den Handel un
ter EU-Staaten erleichtern . Mit der wirt
schaftlich alles andere als zwingenden, 

wohl aber politisch gewollten Einführung 
des Euro sind scharfe Konflikte aufgetre
ten . Sie haben manche Kommentatoren 

veranlasst, von einem «Europa des Unfrie
dens» statt von einem «Europa des Frie

dens» zu sprechen - durchaus zu Recht . Es 

wäre eine Ironie der G1eschichte, wenn der 
Euro den Handel uniter EU-Staaten am 
Ende erschweren würde . 

Endogene Politische Einheiten (EPE) 
Gegenüber den heutigen Institutionen 

der EU lässt sich ein ganz anderes Europa 
denken : ein Europa, das der vielfachen kul
turellen, politischen und wirtschaftlichen 

Diversität Raum gibt und sie fördert statt 
hemmt . Dazu sind - wie bereits angedeutet 

dass möglichst lokale politische Entschei
dungen von Vorteil sind, weil nur dann ein 

genügender Anreiz besteht, die Nutzen 
und Kosten unterschiedlicher Lösungen 
zu berücksichtigen. Die Bevölkerung enga

giert sich politisch umso mehr und umso 
kompetenter, je vertrauter ihr die zur Ent
scheidung anstehenden Probleme sind . 

Ein Entscheid über die Organisation der 
lokalen Abfallentsorgung fällt leichter als 

über ein allgemein geltendes Gesetz zu 

gentechnisch veränderten Pflanzen. 
Die neu entstehenden EPE sollen eine 

derartige räumliche Ausdehnung aufwei

sen, dass sie die Gesamtkosten aus Spill
over-Effekten und Entscheidungskosten 
minimieren . 

Die EPE sind also durch drei Eigen
schaften geprägt : Sie gehen von existieren
den Problemen aus (endogen), dienen den 

betroffenen Bürgern (politisch) und bilden 
Zweckverbände (Einheiten) . 
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«Endogenität» 
- Einheiten sollen aufgrund der zu lösen

den Probleme entstehen und sich nicht 
nach den bestehenden historischen Gren
zen politischer Körperschaften richten. 

- Sie sollen von unten angeregt und orga
nisiert werden und nicht von oben aufok
troyiert werden . 

- Je nach Aufgabe können diese Politi
schen Einheiten von einzelnen Personen, 
Teilen bestehender politischer Körper

schaften (etwa Stadtbezirken), Gemeinden 
oder Regionen gebildet werden . 

bung von Gebühren, wenn die austretende 
Einheit während ihrer Mitgliedschaft 

einen Kapitalzuwachs erfahren hat. Wer 
etwa in einer EPE sein Humankapital mit 
dem bestehenden Bildungsangebot auf

bauen konnte, das andernorts monetär 
entgolten wird, sollte eine entsprechende 
Abgeltung leisten . Es sind auch Eintritts

kosten denkbar, wenn die Eintretenden 
damit einen Kapitalgewinn erzielen . Die 
flexibel gestalteten Regeln für Ein- und 

Austritt führen zu einer wettbewerblichen 
Situation . Besonders effiziente EPE errei-

- Die gegenwärtig (noch) eine Aufnahme in 
die EU anstrebende Türkei könnte in ver

schiedenste EPE glaubwürdig und als vol
les Mitglied eintreten, insbesondere im 
wirtschaftlichen Bereich. Weder die EU 

noch die Türkei müssten einen unbefriedi
genden Kompromiss zu Aspekten eingehen, 
zu denen grundsätzlich unterschiedliche 

Auffassungen bestehen . Eine vollständige 
Übernahme des Acquis communautaire 
entfällt. Ein ähnliches Vorgehen ist mit 

den nordafrikanischen Ländern Marokko, 
Tunesien, Algerien und Libyen möglich. In 

chen damit eine vorteilhafte finanzielle mancherlei Hinsicht entsprechen ihre kul-

«Politisch» Lage. turellen Normen und politischen Instituti-
- In einer modernen, zukunftsgerichteten Endogene Politische Einheiten sind onen nicht den Vorstellungen der europäi-
Welt müssen die EPE demokratisch organi- mitnichten nur eine theoretische Spekula- sehen Länder. Eine engere Verbindung zu 

siert und legitimiert sein . Dabei können die tion . Dies sei durch einige Beispiele illus- Europa ist jedoch erwünscht . 
Betroffenen nicht nur abstimmen, indem triert : - Das Konzept der EPE ermöglicht es, auch 
sie in herkömmlicher Weise zu den Urnen - Der durch Ab- und Anflug des Flughafens den Wünschen einiger Teile von National

schreiten oder postalisch ihren Willen be- Zürich verursachte Lärm betrifft verschie-
kunden, es müssen auch die Möglichkeiten dene geographische Einheiten in unter-
des elektronischen Wählens und Abstim- schiedlichen Schweizer Kantonen und 

mens genutzt werden . Empirische Unter
suchungen belegen, dass Bürger sich we
gen des geringeren Aufwands besser 

informieren und vermehrt in politischen 
Angelegenheiten engagieren . 

deutschen Landkreisen. Heute wird das 
Problem mühsam und wenig erfolgreich 
auf nationaler Ebene angegangen, obwohl 

insbesondere die Entscheidungsträger in 
Berlin und Bern weit von den Problemen 

- Politisch beziehen sich die EPE nicht not- entfernt sind . Sinnvoll wäre eine neue poli

wendigerweise auf eine staatliche Organi- tische Einheit, welche die hauptsächlich 
sation . So sind beispielsweise die Chinesen 
in ganz Asien und zunehmend auch in Eu

ropa ansässig und bilden infolge ihrer 
Sprache, Kultur und Handlungsweise eine 
Einheit, die weit über die chinesische 

Volksrepublik hinausgeht. Eine ähnliche 
Diaspora mit politischem Gewicht sind die 
Juden oder die Kurden . Beide lassen sich 

nicht auf eine bestehende politische Ein
heit reduzieren. 

«Einheiten » 
- Sind die Einheiten formell organisiert, 
können sie privat, halböffentlich oder 

staatlich sein. 
- Ein- und Austritt müssen flexibel sein, 
damit sich die Endogenen Politischen Ein

heiten an verändernde Bedingungen an
passen können . Dazu sind Regeln notwen
dig, die auf der Verfassungsebene, also 

hinter dem Schleier der Unwissenheit, 
festgelegt werden . Denkbar ist eine Erhe-

betroffenen räumlichen Gebiete umfasst 
und die bestehenden Landesgrenzen über

schreitet. 
- Der Verkehr über die Alpen betrifft ei
nige Gebiete stark, während andere Ge

biete der europäischen Nationen davon 
wenig oder gar nichit tangiert werden . Eine 
neu zu bildende politische Einheit der 

massgeblich Betroffenen sollte die entste
henden Probleme angehen, wobei wie

derum die nationalen Grenzen weitgehend 

irrelevant sind . 
- Auch Tourismusregionen überschreiten 
häufig die existierenden politischen Kör

perschaften. So sind am Fremdenverkehr 
im Bodenseeraum geographische Gebiete 
in drei unterschiedlichen Ländern und vie

len verschiedenen Kantonen, Landkreisen 
bzw . Bundesländern beteiligt. Auch dafür 
sollte eine EPE geschaffen werden, damit 

die entsprechenden Aufgaben erfolgver
sprechend angegangen werden können. 

Endogene Politische 

Einheiten sind mitnichten 

nur eine theoretische 

Spekulation. 

staaten wie Kataloniens, des Baskenlands, 
Nordirlands, Flanderns, Korsikas oder 

Schottlands nach mehr Souveränität ent
gegenzukommen und somit die Gefahr 
weiterer terroristischer Auseinanderset

zungen zu mindern . Diese Körperschaften 
würden sich in das Netz einer Vielzahl von 
EPE eingliedern . 

Für die Konstruktion der EPE könnte 
von multinationalen Unternehmen gelernt 

werden. Sie haben manche organisatori

schen Probleme, mit denen sich auch Staaten 
konfrontiert sehen, seit langem überwun
den . Sie stellen eine Weiterentwicklung 

der Zweckgemeinden und Zweckverbände 
dar, die allerdings meist technokratisch 
orientiert sind, keine direkte Mitsprache 

der Bürgerinnen und Bürger vorsehen, bei 
denen jedoch Ein- und Austritt möglich 
sind. Die EPE sind mit verschiedenen Vor

schlägen verwandt, die zur Verbesserung 
der staatlichen Aktivität entwickelt wur-
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den. Am nächsten stehen die Functional 
Overlapping and Competing Jurisdictions, 

die auf gemeinsame Arbeiten mit Reiner 
Eichenberger zurückgehen .6 Ähnliche Vor
schläge sind «artificial states» 7 und die von 

Paul Romer vorgeschlagenen «chartered 
cities» sowie die auch in der Schweiz etwa 
durch Konrad Hummler propagierten 

Städtestaaten, die sich über die schwerfäl-
ligen nationalen Regulierungen und Vor
schriften hinwegsetzen und effizientere 

Regeln beschliessen können. Wesentlich 
weiter geht das «Seasteading», das völlig 
selbständige politische Einheiten in inter-

nationalen Gewässern vorsieht, die sich 
eine beliebige Verfassung geben und wett-
bewerblich handeln. 8 

abnimmt und sich ein dynamisches, wett
bewerbliches Netz unterschiedlicher poli

tischer Körperschaften entwickelt . 
Mit diesem schrittweisen Vorgehen 

brauchen die bestehenden politischen 

Körperschaften nicht :abgeschafft zu wer
den; sie werden jedoch gegenüber den neu 
geschaffenen EPE an Bedeutung verlieren. 

Dabei ist immer zu überlegen, für welche 
politischen Probleme sie die richtige räum
liche Ausdehnung aufweisen. 

Die EPE überwinden auch die Tendenz 
der durch Territorien definierten Natio
nalstaaten, Kriege zu führen . Empirischen 

Untersuchungen folgend, sind Individuen 
eher bereit, für ein Territorium zu kämp
fen und zu sterben als für andere Formen 

der Identifikation . 9 Je verwobener das Netz 

Einheiten ohne Rücksicht auf die beste
henden nationalen Grenzen zu bilden. 

Diese EPE sollen in Europa gesetzlich er
möglicht werden; die Initiative und ihre 
Bildung sollen hingegen von unten erfol

gen . Damit diese Aufgaben erfolgreich an
gegangen werden können, müssen die Ein
heiten über weitgehende Finanzautonomie 

verfügen, d.h. die notwendigen Steuern 
und Ausgaben selbst bestimmen können . 
Eine derartige Neuausrichtung der europä

ischen Einigung ist unmittelbar möglich und 
entlastet die heutigen Nationalstaaten. EPE 
ermöglichen ein dynamisches Netz von 

politischen Einheiten, das der Vielfalt Eu
ropas entspricht . < 

Schrittweise Einführung der EPE von politischen Einheiten, desto stabiler 

Bei diesem Essay handelt es sich um eine 
überarbeitete Fassung der Rede , die am 6. Dezember 
2012 anlässlich der Verleihung des Röpke-Preises 
für Zivilgesellschaft des Liberalen Instituts 

Skeptiker mögen argumentieren, dass wird die Friedensordnung. gehalten wurde . 

es wegen der institutionellen Verfestigung 
der EU müssig sei, derart abweichende 
Vorstellungen über die zukünftige europä

ische Einigung und Vertiefung vorzuschla
gen . Dieses Argument sticht aus zwei 
Gründen nicht oder nur begrenzt. 

EPE können direkt an die ursprüngli
che Idee und institutionelle Ausgestaltung 
der europäischen Einigung anknüpfen. 

Frankreich und Deutschland haben sich als 
erste auf eine problemorientierte Institu
tion geeinigt. Weil Kriege ohne Stahl (und 

Kohle) undenkbar waren, wurde die Mon
tanunion beschlossen. Sie band insbeson
dere die deutsche Stahlindustrie in einen 

europäischen Kontext, wodurch weitere 
Kriege zwischen den beiden Ländern ver
unmöglicht wurden. Auch der Euratom

Vertrag kann als eine aufgabenorientierte 
politische Einheit im Sinne der EPE aufge

fasst werden . 

Zweitens, EPE können von der heuti
gen Struktur der EU ausgehend partiell 
eingeführt werden. Damit wird der Ge

danke des «Europe a la carte» und des «Eu
ropa unterschiedlicher Geschwindigkei
ten» zur erstrebenswerten Norm und nicht 

zu einer zu bekämpfenden Verirrung. 
Werden EPE auf diese Weise sukzes

sive eingeführt, ist es ein natürlicher Pro

zess, dass das Gewicht des zentralistisch
bürokratischen Teils der EU über die Zeit 
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Die Alternative ist möglich 
Die europäische Einigung hat mit der 

aufgabenorientierten Montanunion richtig 
angefangen. Danach wurden allerdings so
wohl das Friedensprojekt als auch das Frei

handelsprojekt ausschliesslich auf Ebene 
der Nationalstaaten vollzogen. Damit wurde 
eine politische Ordnung gewählt, die mass

geblich für die katastrophalen Kriege in der 
ersten Hälfte des 20 . Jahrhunderts verant
wortlich ist und ein weiteres Fortschreiten 

der europäischen Einigung behindert. 
In diesem Beitrag wird eine Alternative 

vorgeschlagen, die parallel zur bestehen

den Ordnung entstehen kann und die 
heutigen Institutionen entlastet. Ausgangs
punkt sollen die zu bewältigenden wirt

schaftlichen und gesellschaftlichen Aufgaben 
sein; dazu sind die geeigneten territorialen 
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